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1) Ganz gleich, ob es sich um das Verhältnis zwischen Staat und Hochschulen oder 
um das hochschulinterne Management selbst handelt: Um den Bedeutungszuwachs 
von  Kontrakten  zu  erfassen,  muss  man  sich  klarmachen,  dass  es  sich  dabei 
lediglich  um  ein  Element  in  einer  ganzen  Reihe  von  Veränderungen  in  der 
Staatsorganisation  handelt,  mit  denen  versucht  wird,  der  Abnahme  staatlicher 
Steuerungsfähigkeit im Zeitalter der Globalisierung zu begegnen. Nachdem das zu 
Beginn des 20.Jahrhunderts mit dem Namen Max Weber verbundene klassische 
Bürokratiemodell  (Steuerung über  Recht)  schon Ende der  60er  Jahre durch die 
Policy-Modelle mit dem Focus auf politischer Planung (vgl. z.B. R. R. Grauhan, 
Modelle  politischer  Verwaltungsführung, Politische Vierteljahresschrift  1969, S. 
269  -  284)  überlagert  wurde,  laufen  die  derzeitigen  Veränderungen  auf  ein 
Managermodell  („Gewährleistungsstaat“)  hinaus.  Unter  der  Flagge  des  „New 
Public Management“ (NPM) - in Deutschland auch als „Neues Steuerungsmodell“ 
(NSM),  in  der  Schweiz  als  „Wirkungsorientierte  Verwaltungsführung“  (WOV) 
bezeichnet  –  implementieren  sie  in  der  Hoffnung  auf  Effizienzgewinne  die 
Dezentralisierung von Aufgaben, Entscheidungskompetenzen und Verantwortung 
(vgl.  z.B.  Schedler,  Proeller,  New  Public  Management,  Bern,  Stuttgart,  Wien, 
2000).. Dabei kleiden sie die neu gestalteten Beziehungen zwischen zentraler und 
dezentraler  Ebene in  die  Form des  Kontraktes,  der  die  Steuerungsfähigkeit  der 
Zentrale trotz Dezentralisierung sichern soll.

2) Das Konzept des NPM stellt erhebliche Anforderungen an die Politik selbst, wenn 
es  seinen  Anspruch einlösen  will,  durch  Rückzug  aus  der  Detailsteuerung  und 
Konzentration  auf  die  strategische  Steuerung  zu  einer  Stärkung  des  Staates 
beizutragen.
- Zum einen müsste sich das politisch-administrative System stärker aus einer 

politischen Logik lösen und auf eine Managementlogik einlassen, in der es ein 
strategisches  Gesamtkonzept  für  die  Entwicklung  des  Hochschulsystems 
erarbeitet  und realisiert.  PolitikerInnen, Parteien,  Parlamente,  Regierung und 
Ministerialverwaltung  müssen  dazu  auf  den  Feldern  der  strategischen 
Zieldefinition,  Gesetze,  Budgetierung,  strategisches  Controlling  und 
Evaluation  je  spezifische  Aufgaben  wahrnehmen.  Dieser  Kontext  muss 
„stimmen“,  weil  Kontrakte  als  bloßes  Instrument  sonst  nicht  die  ihnen 
zugedachten Wirkungen entfalten können.

- Zum anderen muss in einem solchen Rahmen klar unterschieden werden, was 
der  Staat  alleine  entscheiden kann,  was die  Hochschule  alleine  entscheiden 
kann  und  was  Gegenstand  des  Kontraktes,  also  eines  gleichberechtigten 
Aushandlungsprozesses zwischen Staat und Hochschule (bzw. zentraler  und 
dezentraler Ebene in der Hochschule) ist. Da die Politik die gesellschaftlichen 
Wirkungen  ihrer  Hochschulpolitik  im  Parlament  und  gegenüber  ihren 



WählerInnen  zu  verantworten  hat,  ist  sie  ohne  Zweifel  legitimiert,  den 
Hochschulen  derartige  Ziele  vorzugeben.  Gegenstand eines  gleichberechtigt 
ausgehandelten Kontraktes  sind demgegenüber  die  Leistungen („Produkte“), 
die zur Zielerreichung erforderlich sind. Ausschließlich von den Hochschulen 
zu verantworten sind die „Prozesse“, die zur Leistungserstellung erforderlich 
sind.  Diese  analytische  Klarheit  darüber,  was  überhaupt  Gegenstand  einer 
eines Kontraktes sein soll, besteht jedoch nicht. Ergebnis ist eine babylonische 
Sprachverwirrung, in der beliebig von „Ziel-  und Leistungsvereinbarungen“, 
„Zielvereinbarungen“ oder „Leistungsvereinbarungen“ die Rede ist.  Folglich 
beschränkt  sich  der  Staat  weder  auf  das  „Bestellen  von  Produkten“  noch 
„verhandelt“ er aus einer gleichberechtigten Position heraus Kontrakte.

Insgesamt  besteht  somit  die  Gefahr,  dass  statt  eines  funktionsfähigen 
Kontraktmanagements  eher  „Modernisierungsfassaden“  aufgebaut  werden,  die 
vornehmlich dem guten politischen Image des jeweiligen Führungspersonals zu 
dienen scheinen.

3) Auch hochschulintern ist das Kontraktmanagement konzeptionell darauf angelegt, 
die  Steuerungsfähigkeit  der  Hochschulleitung  trotz  gleichzeitiger 
Dezentralisierung  von  Aufgaben,  Kompetenzen  und  Verantwortung  auf 
Fachbereiche  und  Dienstleistungseinrichtungen  zu  erhöhen.  Auf  diese  Weise 
würde die Universität den Zustand einer lediglich institutionellen Verklammerung 
der  Fakultäten  bzw.  der  ProfessorInnen  überwinden  und  sich  erstmalig  als 
Organisation  aufstellen.  Hochschulintern  werden Kontrakte  vornehmlich  in  den 
beiden Feldern der
- Organisationsentwicklung  (strategische  Entwicklung,  Follow  up  nach 

Evaluationen) und der
- Personalentwicklung  (MitarbeiterInnengespräch,  Berufungs-  und 

Bleibeverhandlungen)
geschlossen. 
Als Beispiel  für ein organisationales Kontraktmanagement  mag der strategische 
Entwicklungsprozess  der  Karl-Franzens-Universität  Graz  dienen.  Als 
hauptsächliche Instrumente sind vor allem die „Ziel- und Leistungsmatrix“ sowie 
eine  „Ziel-  und  Leistungs-Card“  zu  nennen,  in  der  Ziele,  darauf  bezogene 
Leistungen,  Kriterien  für  Erfolg  der  Leistungserstellung,  Servicebedarfe  und 
Ressourcenbedarfe festgehalten wurden. Der Prozess ist ausführlich dokumentiert 
unter 
http://www.kfunigraz.ac.at/universitaetsentwicklung/strategie/broschuere.html.

4) Da das Kontraktmanagement in der Logik des NPM die Steuerungsfähigkeit der 
Politik (und innerhalb der Universität die der Zentralebene) stärken soll, befindet 
es sich in einem markanten Unterschied zu der überkommenen Humboldt’schen 
Universitätsverfassung. In dieser versteht sich der „Kulturstaat“ eher als Garant 
personeller, finanzieller und organisatorischer Rahmenbedingungen  für eine sich 
frei  entwickelnde  Wissenschaft  und  weniger  als  „Steuerer“.  Versuche  einer 
Detailsteuerung  werden  erst  mit  dem  Paradigmenwechsel  von  dem 
Bürokratiemodell zu der politischen Planung  unternommen (vgl. dazu Schreiterer, 
Politische  Steuerung  des  Hochschulsystems,  Frankfurt/Main  1989).   Indem die 
Humboldt’sche Universitätsorganisation davon ausgeht, dass Wissenschaft nicht in 
einer  operationalisierbaren  Weise  steuerbar  ist,  hat  sie  Erkenntnisse 
vorweggenommen,  die  später  auch  theoretisch  begründet  wurden 



(„Expertenorganisation“,  vgl.  K.  Weick,  Educational  Organizations  as  Loosely 
Coupled Systems. Administratative Science Quaterly 21, March 1976, p. 1 – 19), 
Dieser  Befund  ist  interessant  für  die   mit  der  Einführung  eines 
Kontraktmanagements  regelmäßig  einhergehenden  Ankündigung  von  „Mehr 
Autonomie“.
Im  Verhältnis  Staat  –Hochschule  scheint  es  gleichwohl  auch  hier  zu  einem 
„Staatsversagen“ zu kommen, da die Politik  offenbar nicht in der Lage ist,  die 
strategischen Aufgaben wahrzunehmen, die ihr in der Logik des NPM zukämen. 
Hochschulintern  scheinen  jedoch  Hochschulleitungen,  die  umfassende  Prozesse 
der  strategischen  Entwicklung  in  Gang  setzen  und  in  diesem  Zusammenhang 
interne Leistungsvereinbarungen aushandeln, die Rolle der Universität als Ganzes 
(„Von  der  individuellen  zur  korporative  Autonomie“)  und  damit  auch  ihre 
Steuerungsfähigkeit zu stärken.
Insgesamt könnte „Kontraktmanagement“ sich somit als Teil  einer Entwicklung 
erweisen, in der die staatliche Steuerungsfähigkeit – entgegen dem Anspruch des 
NPM – zurückgeht,  die  Organisationswerdung der Universität  und ihre interne 
Steuerungsfähigkeit  aber befördert  wird.  Es ergibt  sich hier ein weites Feld für 
empirische Untersuchungen.

5) Wir verdanken Burton Clark das Dreieck von „Staat“, „Markt“ und „Akademische 
Oligarchie“,  in  dem  er  die  unterschiedlichen  europäischen  Hochschultypen 
verortet. Wir können auch die Entwicklung zu dem Kontraktmanagement in dieses 
Dreieck eintragen. Man wird dabei feststellen, dass das New Public Management 
zwar anstrebt, die Humboldtsche Universität aus dem Bereich der „Akademischen 
Oligarchie“ heraus stärker einer strategischen staatlichen Steuerung zugänglich zu 
machen. Das scheint jedoch nicht zu gelingen. De facto geht die Entwicklung“ 
stärker in Richtung „Unternehmerische Universität“. In dem Clark’schen Dreieck 
verläuft  die  Wanderung damit  von der „Akademischen Oligarchie“ in Richtung 
„Markt“. 


